t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100162/2016

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Helga Hochrieser in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, vertreten durch Intercura Teuhand Revisions
GmbH, Bosendorferstr. 2, 1010 Wien, tber die Beschwerde vom 12. Dezember 2014 gegen den
Bescheid des Finanzamtes Osterreich vom 11. November 2014 betreffend Umsatzsteuer 2009,
Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

Der Beschwerde wird gemaR § 279 BAO Folge gegeben.
Der angefochtene Bescheid wird abgeandert.

Die Bemessungsgrundlage (sowie der Gesamtbetrag der Vorsteuern) und die Héhe der
festgesetzten Abgabe sind dem (vorhergehenden) Umsatzsteuerbescheid vom 3.3.2011 zu
entnehmen und bilden die Berechnungen dieses Bescheides einen Bestandteil des Spruches
dieses Erkenntnisses.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

Bei der Beschwerdefiihrerin (Bf.) wurde eine AuRenprifung umfassend die Jahre 2009 bis 2011
durchgefihrt.

Die Priferin traf im Bericht (iber das Ergebnis der AuBenprifung folgende
beschwerdegegenstandliche Feststellung:

Tz. 1 Scheinrechnungen

D.GmbH [im Folgenden: D.GmbH]

Die Leistungen der D.GmbH an die Bf. wurden nicht von dieser Firma erbracht, sondern von
J.N. [im Folgenden: J.N.], der den Mantel der D.GmbH mit Einverstdandnis seines Onkels FN
benutzt hat. Es handelt sich daher um Scheinrechnungen. Der Aufwand und die Vorsteuer der
Fa. D.GmbH wird von der BP nicht anerkannt.
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Eingangsrechnung

Re Nr. 005

abzgl.
Qualitatsabzug n.
erled. Arbeiten

Re Nr. 009
abzgl.

Qualitatsabzug n.
erled. Arbeiten

Zeitraum

Umsatzsteuer

Datum

20.03.2009

31.3.2009

Steuerliche Auswirkungen

[060] Vorsteuern (ohne EUSt)

Tz. 2 Erbrachte Leistungen

J.N.

Leistung

L...str. 43

R..g.15

Gesamt brutto
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Aufwand (brutto) Vorsteuer

6.777,46

-1.342,66

19.097,52

-4.532,32

20.000,00 3.333,33

2009
Euro

-3.333,33

Da jedoch, wie oben erwahnt, die Leistungen von Herrn J.N. erbracht wurden, ist der bezahlte

Bruttoaufwand i.H.v. 20.000,-- als Betriebsausgabe zu bericksichtigen.

Den Erhebungen der BP nach hat J.N. die Baustellen von X auf eigene Rechnung gefiihrt und
dabei den Mantel der D.GmbH benditzt.

Bezliglich der Rechnungen der D.GmbH an die 3 Firmen von X ist J.N. als deren faktischer
Machthaber zu betrachten.

Das Finanzamt folgte den Feststellungen und erlieR dementsprechend den bekdampften
Umsatzsteuerbescheid 2009.
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Die Beschwerde wurde mit folgender Begriindung erhoben:

,ad Tz. 1 (des BP Berichts vom 29.10.2014): Scheinrechnungen

Die Betriebspriifung hat unter der unrichtigen Annahme einer Scheinrechnung den
Vorsteuerabzug im Jahr 2009 bei Rechnungen im Zusammenhang mit der Firma D.GmbH in
Héhe von insgesamt € 3.333,33 verwehrt.

Diesbeziiglich ist festzuhalten, dass unsere Mandantschaft bereits vor Eingang dieser - wie
jeder anderen - Geschdftsbeziehung alle méglichen Mafinahmen ergriffen hat, die einem
Unternehmer offenstehen, um die Ordnungsmdfligkeit der Geschdftsbeziehung zu priifen. Vor
der Beschdftigung der neuen Firmen werden daher regelmdifSig umfangreiche Recherchen wie
zB Uberpriifung der Umsatzsteueridentifikationsnummer, Abfrage eines aktuellen
Firmenbuchauszuges, Einholung einer Kopie der Gewerbeberechtigung, Dokumentation des
oder der konkret handelnden Personen, durchgefiihrt. Die fiir die genannte Firma erhobenen
Unterlagen wurden kopiert und der Betriebspriifung auch iibergeben. Weiters ist festzuhalten,
dass Herr J.N. bevollmdchtigt war fiir die Firma D.GmbH zu handeln. Somit hat unsere
Mandantschaft alle notwendigen Unterlagen bzw. Recherchearbeiten, die im Rahmen der
Anbahnung einer neuen Geschdftsbeziehung von Bedeutung sind, entsprechend durchgefiihrt.
Die verrechneten Leistungen wurden tatsdchlich erbracht, iberpriift und fiihrten
gegebenenfalls aufgrund von nicht beseitigten Mdngeln zu entsprechenden
Zahlungsminderungen. Sédmtliche Zahlungen wurden auf das Bankkonto der Gesellschaft unbar
liberwiesen.

Fiir die Annahme einer Scheinrechnung bleibt daher kein einziges Argument.

Wir beantragen daher den obgenannten Bescheid aufzuheben und die Umsatzsteuer 2009
erkldrungsgemdfs festzusetzen.

Fiir den Fall einer nicht stattgebenden Beschwerdevorentscheidung beantragen wir die
Anberaumung einer miindlichen Verhandlung vor dem Berufungssenat des
Bundesfinanzgerichtes.”

Die abweisende Beschwerdevorentscheidung wurde wie folgt begriindet:

,Gem. § 12 Abs. 1 Z 1 UStG 1994 kann der Unternehmer die von anderen Unternehmern in
einer Rechnung (§ 11 UStG 1994) gesondert ausgewiesene Steuer fiir Lieferungen oder sonstige

Leistungen, die im Inland fiir sein Unternehmen ausgefiihrt worden sind als Vorsteuerbetrdge
abziehen.

$ 12 Abs. 1 UStG 1994 normiert, dass der Leistungsempfénger liber eine Urkunde verfiigen

muss, die den Anforderungen des § 11 UStG 1994 entspricht. Die Rechnung muss unter

anderem den Namen und die Anschrift des liefernden oder leistenden Unternehmers enthalten,
der tatsdchlich die Leistung erbracht hat.
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Im gegenstiindlichen Fall wurden auf Grund der Erhebungen der Finanzpolizei festgestellt, dass
die Rechnungen der Fa. D.GmbH in Liquidation Scheinrechnungen waren und die in diesen
Rechnungen ausgewiesenen Leistungen nicht von den oben Genannten erbracht worden sind.
Von der in den Rechnungen der oben angefiihrten Fa. D.GmbH in Liquidation (Scheinfirma)
ausgewiesenen Umsatzsteuer ist daher ein Vorsteuerabzug nicht anzuerkennen.

Da jedoch Leistungen am Objekt ausgefiihrt wurden und nicht beanstandet werden konnte,
dass liberhéhte Fakturen gelegt wurden, werden die bezahlten Betrdge (Bruttobetréige) zur
Gdinze als Betriebsausgaben anerkannt.

Aufgrund von Erhebungen konnte festgestellt werden, dass durch Herrn J.N. von X beauftragte
Leistungen, wie Malerarbeiten und Rdumungen erbracht wurden. Die Baustellen wurden von
Herrn J.N. gefiihrt, er hatte Kontakt zu den Auftraggebern, bestellte das Material und hat das
Personal aufgenommen, den Dienstnehmern Anweisungen gegeben und sie auf die Baustellen
geschickt.

Herr J.N. hat die Firma D.GmbH als ,Mantel” benutzt, ist aber selbst als tatsdchlicher Erbringer
der Leistung anzusehen.

Eine Anerkennung der Vorsteuerbetrige kann, nach Meinung der BP, nur insofern erfolgen, falls
Rechnungen vom tatsdchlichen Erbringer der Leistungen vorgelegt werden.,,

Der Vorlageantrag wurde mit wortgleicher Begriindung wie in der Beschwerde eingebracht.
Die Beschwerdevorlage erfolgte mit nachstehendem Sachverhalt und Antragen:

Sachverhalt:

Im Zuge der Betriebspriifung wurde dariiber hinaus festgestellt, dass Leistungen von den im
Betriebspriifungsbericht angefiihrten Rechnungen durch die ausstellende GmbH erbracht
worden sind und es sich bei den angefiihrten Rechnungen um eine Scheinrechnung gehandelt
hat. Die in den Rechnungen enthaltene Umsatzsteuer in der Héhe von € 3.333,33 wurde daher
nicht als Vorsteuern anerkannt.

Stellungnahme:

Auf Grund der Unterlagen und Feststellungen im Betriebspriifungsbericht lagen die
Voraussetzungen des § 12 UStG fiir den Vorsteuerabzug nicht vor, weswegen das Finanzamt die
Abweisung der Beschwerde beantragt.

Uber Mitteilung des Bundesfinanzgerichtes an den steuerlichen Vertreter des Bf., dass eine
Stattgabe des Beschwerdebegehrens beabsichtigt sei, wurden von Seiten der steuerlichen
Vertretung die Antrdge auf Senatsentscheidung iSd § 272 Abs. 2 Z 1 BAO und auf Durchfiihrung
einer mindlichen Verhandlung gemald § 274 Abs. 1 Z 1 BAO zurlickgezogen.

Das Bundesfinanzgericht hat liber die Beschwerde erwogen:

Strittig ist, wer Erbringer der unter Tz. 1 des Berichtes angefiihrten Leistungen war:
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- die in der Rechnung ausgewiesene D.GmbH (Standpunkt des Bf.) oder
- J.N. als tatsachlicher Erbringer der Leistungen (Standpunkt des Finanzamtes).

Das Finanzamt stiitzt seinen Standpunkt, J.N. habe die vom Bf. beauftragten Leistungen
erbracht, auf folgende Feststellungen:

- Die Baustelle wurde von Herrn J.N. gefiihrt,

- J.N. hatte Kontakt zum Bf.,

- J.N. bestellte das Material und nahm das Personal auf,

- J.N. gab den Dienstnehmern Anweisungen und schickte sie auf die Baustelle.

Die Leistungserbringung gestaltete sich auf Grund der aktenkundigen Unterlagen im Einzelnen
wie folgt:

Am 02. April 2009 wurde (seitens der D.GmbH) folgende Vollmacht erstellt:

D... GmbH
Bf. Anschrift D...GmbH,
(Anschrift) Tel: ... Fax: ...

Email: office...

Wien 02.04.2009
VOLLMACHT

Hiermit bevollmachtigen wir Fa. D... GmbH,
Herrn N... [Familienname] J... [Vorname]
SV-Nr. ...

Betrifft: Firmenangelegenheiten

Hr. N... J... ist bevollmachtigt fiir unser Unternehmen samtliche
Verhandlungen
und Bauleitungen zu fiihren.

(Stampiglie) D... GmbH (samt Anschrift)

Unterschrift
[firmenmaRige Fertigung]
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Hr. N... F... SV Nr. ...
Geschaftsfuhrender Gesellschafter

HG-Wien, FN ... UID-Nr.: ATU... Steuer-Nr.: ...

Diese Vollmacht wurde der Bf. per FAX am 02. April 2009, um 12:25 Uhr Gbermittelt.

Der in der Vollmacht angefiihrte J.N. wurde fiir die Bf. auf den im BP-Bericht angefiihrten
Baustellen tatig.

Er war fir die ganzen Baustellen verantwortlich, schickte das Personal und gab die
Anweisungen.

Er bestellte das Material fur die Baustellen. Er liel} das Material auf die Baustellen liefern.
(Niederschrift, aufgenommen mit J.N. am 29.07.2014).

J.N. Gibergab der Sekretarin der D.GmbH die Leistungs-Aufstellung, diese schrieb die
Rechnungen (Niederschrift, aufgenommen mit J.N. am 29.07.2014).

Die - beschwerdegegenstandliche - Rechnung wurde erstellt wie folgt:

D... GmbH [Schrift und SchriftgroRe wie bei der Vollmacht]
(Anschrift) — Tel: ... - Fax: ... - Email: office...

(Name und Anschrift des Bf.)
Wien, am 20. Marz 2009

Rechnung: 005-2009
BVH: Wien **** | . str..
Arbeiten: Diverses

Lzr: Februar Marz 2009

Fir die ausgefiuhrten Leistungen, o.a. Baustelle, verrechnen wir lhnen It. Vereinbarung wie

folgt:
Pos.1 Spanplatte € 1.028,72
Pos.2 Laminat € 1.249,16
Pos.3 Maler € 12.350,00
Pos.4 Einstreichen € 800,00
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Pos.5 Fliesen € 220,00
Leistung netto € /5.647,88
Zuzgl. 20 % MwST € 1.129,58
€ 6.777,46

Zahlungsmodalitat: Prompt, nach Rechnungserhalt, Netto ohne Skonto

Bankverbindung: B... Konto-Nr. 0...2-930 BLZ1...
HG-Wien, FN ... UID-Nr.: ATU... Steuer-Nr.: ...
[gesamte 2. Zeile: wie Vollmacht]

Ebenso wurde die beschwerdegegenstandliche Rechnung Nr. 009 - 2009 fiir das Bauvorhaben
Wien 15, R....g. 15 (Gewerk: Fassade), Bruttosumme € 19.097,52, erstellt.

Die aktenkundige 1ZV-Auftragsliste beinhaltet Folgendes:

Konto: ...

Absender: (HV Dr. Y — Bf.)

Verfiger: (X)

Vom Bankrechner am 06.04.2009 um 12:00 entgegengenommen Status: positiv
Durchfliihrungsdatum: 06.04.2009 Dringende Durchfiihrung

Nr Empfanger/Zahlungspflichtiger BLZ / Kontonr. Betrag WKZ

1 D... GmbH 1../..2930 20.000,00 EUR
(Anschrift laut Vollmacht u. Rechnung)

1 EilUberweisung Gesamtsumme: 20.000,00 EUR

War der Bf. - abgesehen von die D.GmbH betreffenden Unterlagen, wie bspw. ein
Firmenbuchauszug - die oben wiedergegebene firmenmaRig gefertigte Vollmacht der D.GmbH
Ubermittelt worden, und hat es der in der Vollmacht ausgewiesene J.N. in der Folge
bewerkstelligt, dass die vereinbarten Leistungen, die bspw. den Einkauf und das Liefern des
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Baumaterials auf die Baustelle und das Einteilen der Arbeiter umfassten, ausgefiihrt worden
sind, erfolgte sodann die Rechnungslegung durch die D. GmbH, ist nicht zu erkennen, dass bei
der Bf. Zweifel aufkommen mussten, die Leistungserbringung sei nicht von der D.GmbH
vorgenommen worden. Das Uberweisen des Rechnungsbetrages an die D.GmbH steht mit dem
vorangegangenen Geschehen im Einklang, die Uberweisung fiigt sich nahtlos in das Gesamtbild
ein.

Auf Grund dieses Ablaufes (der mit der D.GmbH-Vollmacht begann und mit der
Bankiberweisung an die D.GmbH endete und ein widerspruchsfreies Gesamtbild ergibt, ist es
nicht gerechtfertigt, von J.N. als dem tatsachlichen Erbringer der Leistungen zu sprechen.

Mit diesem Geschehen lasst sich die Schlussfolgerung der Priiferin unter Tz. 1 des Berichtes,
J.N. habe die Baustellen auf eigene Rechnung gefiihrt, nicht in Einklang bringen.

Wird in der Begriindung der Beschwerdevorentscheidung von der Rechnung ,der D... GmbH in
Liquidation” gesprochen, ist festzuhalten, dass sich die D.GmbH erst im April des Jahres 2010 -
somit 11 Monate nach den in Rede stehenden Vorgangen im Mai 2009 - in Liquidation befand
(Firmenbuchauszug mit historischen Daten).

Dass (nur) der Umstand, dass der Onkel des J.N. in jener Zeit der im Firmenbuch eingetragene
Geschaftsfihrer der D.GmbH war (wenngleich wahrer Machthaber ein anderer war), es
ermoglicht hat, seinem Neffen die Gelegenheit zur Abwicklung des in Rede stehenden
Geschaftes einzuraumen, kann eine andere Beurteilung nicht herbeifihren.

Es war daher spruchgemald zu entscheiden.

Zulassigkeit einer Revision

Gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG ist die Revision gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes

zuldssig, wenn sie von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Mit gegenstandlichem Erkenntnis wurde nicht tiber eine Rechtsfrage von grundsatzlicher
Bedeutung entschieden. Feststellungen auf der Sachverhaltsebene betreffen keine
Rechtsfragen und sind grundsatzlich keiner Revision zugangig.

Wien, am 12. Janner 2021
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	Entscheidungsgründe
	Das Bundesfinanzgericht hat über die Beschwerde erwogen:


